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m 1. Januar 2013 ist das neue Erwach-
senenschutzrecht in Kraft getreten, wel-
ches das Vormundschaftsrecht abgelöst
hat. Diese Revision hat auch Auswirkun-

gen auf das Kindesschutzrecht. Zwar blieb der in den
Artikeln 307 ff. des Schweizerischen Zivilgesetz-
buches (ZGB) geregelte zivilrechtliche Kindesschutz
inhaltlich weitgehend unberührt. Einen erheblichen
Einfluss hatte die Revision aber auf die Behördenor-
ganisation einerseits sowie auf das Verfahren vor den
Behörden andererseits: War vormals grundsätzlich
die – oftmals aus Laien bestehende – Vormund-
schaftsbehörde für die Anordnung von Kindesschutz-
massnahmen zuständig, fällt diese Zuständigkeit nun
in den Aufgabenbereich der sogenannten Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörde (KESB). In Ausnahmefäl-
len kann auch das Zivilgericht Kindesschutzmassnah-
men anordnen (1).
Bei der KESB handelt es sich um eine interdisziplinär
zusammengesetzte Fachbehörde, die ihre Entscheide
grundsätzlich mit mindestens drei Mitgliedern fällt (2).
Die nähere Ausgestaltung der KESB wird dem kanto-
nalen Recht überlassen, sodass in den einzelnen Kan-
tonen unterschiedliche Organisationsmodelle beste-
hen. Im Vergleich zum alten Recht brachte die

Gesetzesrevision auch eine gewisse schweizweite
Vereinheitlichung der Regeln für das Kindesschutz-
verfahren mit sich. Nach wie vor bestehen aber zahl-
reiche kantonale Verfahrensregeln, welche nur im je-
weiligen Kanton einschlägig sind.

Schweigepflicht
für ärztliche Fachpersonen
Grundsätzlich kann jede Person der KESB eine Mel-
dung erstatten, wenn eine Person hilfsbedürftig er-
scheint (3). Dieses Melderecht kann problematisch
sein. Es gibt Bereiche, in denen nur aufgrund des be-
stehenden Vertrauensverhältnisses eine Zusammen-
arbeit möglich ist. In der Medizin etwa vertrauen Pa-
tienten ihren behandelnden Ärztinnen und Ärzten
unter Umständen Informationen nur an, weil sie von
der Vertraulichkeit des Gespräches ausgehen. Aus
diesen Überlegungen ist für bestimmte Berufsgrup-
pen ein Berufsgeheimnis vorgesehen: Neben Geistli-
chen oder Rechtsanwälten dürfen auch Ärzte, Zahn-
ärzte, Chiropraktiker, Apotheker, Hebammen und
Psychologen ein Geheimnis, das ihnen infolge ihres
Berufes anvertraut worden ist oder das sie in dessen
Ausübung wahrgenommen haben, nicht an Dritte
weitergeben (4). Die Verletzung des Berufsgeheimnis-
ses ist auch nach Beendigung der Berufsausübung
strafbar (5). Verwaltungsangestellte, unter ihnen auch
in öffentlichrechtlichen Spitälern tätige Ärztinnen und
Ärzte, unterstehen zusätzlich dem Amtsgeheimnis
([6]; auf spezifische Problemstellungen im Zusam-
menhang mit dem Amtsgeheimnis wird im Folgenden
nicht eingegangen). Im Fall der Widerhandlung gegen
das Berufs- beziehungsweise Amtsgeheimnis droht
den betreffenden Personen eine Freiheitsstrafe von
bis zu drei Jahren oder eine Geldstrafe (7).
Träger des Berufsgeheimnisses sind also nicht be-
rechtigt, ohne Weiteres der KESB eine Meldung zu er-
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Der Fall

Der 8-jährige David lebt bei seinen Eltern Clara und Roger. Anlässlich einer Behand-
lung von David bemerkt sein Arzt mehrere ausgeprägte, unterschiedlich verfärbte
 Hämatome. Auf Nachfrage des Arztes erzählt David, er werde ab und zu von seinem
Vater geschlagen, wenn dieser unzufrieden mit ihm sei. Der Arzt schätzt das Risiko für
eine weitere Gefährdung des Kindes als erheblich ein und möchte daher, eventuell
nach Rücksprache mit einer Kindesschutzgruppe (8), die KESB kontaktieren.
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statten (9). Behandelnde Ärztinnen und Ärzte müssen
sich zunächst mittels einer schriftlichen Bewilligung
der vorgesetzten Behörde oder Aufsichtsbehörde
vom Berufsgeheimnis entbinden lassen. Im Kanton
Zürich ist hierfür die Gesundheitsdirektion zuständig
(10), im Kanton Basel-Stadt das Gesundheitsdeparte-
ment (11). Daneben kann man sich  auch durch den
Patienten selbst vom Berufsgeheimnis entbinden las-
sen. Für eine solche Einwilligung bedarf es keiner be-
sonderen Form (12). Der Patient muss jedoch urteils-
fähig sein, beziehungsweise es muss die Einwilligung
seines gesetzlichen Vertreters vorliegen.

Ausnahmen
von der Schweigepflicht
Es gibt Ausnahmen, in denen Ärztinnen und Ärzte
nicht an die gesetzlich vorgesehene Schweigepflicht
gebunden sind. Ist an einer minderjährigen Person
eine strafbare Handlung begangen worden, oder be-
steht Grund zur Befürchtung, eine solche Straftat sei
begangen worden, so sind die an das Berufsgeheimnis
gebundenen Personen berechtigt, dies im Interesse
der minderjährigen Person der KESB zu melden (13).
Dabei ist der mögliche Täterkreis nicht eingeschränkt:
Neben den Eltern kommen auch andere Personen aus
dem Umfeld des Kindes als Täterin oder Täter infrage
(14). Besteht zudem eine ernsthafte Gefahr, dass eine
Person sich selbst gefährdet oder ein Verbrechen oder
Vergehen begeht, mit dem sie jemanden körperlich,
seelisch oder materiell schwer schädigt, sind die be-
handelnden Ärztinnen und Ärzte ebenfalls berechtigt,
Mitteilung zu machen (15).
Im Weiteren können Fachleute aus dem Gesundheits-
wesen Fälle von vorliegenden oder drohenden sucht-
bedingten Störungen, namentlich bei Kindern und
 Jugendlichen, melden, wenn sie solche in ihrer amtli-
chen oder beruflichen Tätigkeit festgestellt haben,
eine erhebliche Gefährdung der Betroffenen, ihrer An-
gehörigen oder der Allgemeinheit vorliegt und sie
eine Betreuungsmassnahme als angezeigt erachten
(16). Die Zuständigkeit für die Bearbeitung von Ge-
fährdungsmeldungen nach Art. 3c BetmG ist kantonal
unterschiedlich geregelt, zum Beispiel ist im Kanton
Basel-Stadt die Meldung bei der KESB einzureichen.
Weitere Ausnahmen von der Schweigepflicht können
durch das kantonale Recht vorgesehen sein. So sind
im Kanton Basel-Stadt unter anderem Ärztinnen und
Ärzte gegenüber den zuständigen Behörden von der
Schweigepflicht befreit, wenn begründete Zweifel an
der Urteilsfähigkeit einer Patientin oder eines Patien-
ten bestehen, medizinische Massnahmen dringend
erforderlich sind und die Zustimmung einer allfälligen
gesetzlichen Vertretung nicht oder nicht rechtzeitig
erlangt werden kann (17).
Die Offenbarung des Arztgeheimnisses kann weiter
aufgrund einer sogenannten Notstands(hilfe)situation
gerechtfertigt sein: Nach Art. 17 StGB ist die Verlet-
zung des Berufsgeheimnisses rechtmässig, wenn sie
begangen wird, um das Gut eines anderen aus einer
unmittelbaren, nicht anders abwendbaren Gefahr zu
retten und dadurch höherwertige Interessen gewahrt
werden. Dies kann allenfalls dann der Fall sein, wenn
eine ärztliche Fachperson die KESB über die gesund-

heitliche Situation eines Patienten informiert, welcher
Dritte unmittelbar durch aggressives Verhalten ge-
fährdet.
Schliesslich könnten Ärztinnen und Ärzte auch auf-
grund einer mutmasslichen Einwilligung des Patien-
ten berechtigt sein, falls keine explizite Einwilligung
vorliegt und eine explizite Einwilligung nicht rechtzei-
tig eingeholt werden kann. Bevor man sich aber auf
das Vorliegen einer Notstands(hilfe)situation oder ei-
ner mutmasslichen Einwilligung beruft, sollte man,
zum Beispiel durch die anonymisierte Schilderung
des Sachverhaltes bei der KESB, unbedingt abklären,
ob man tatsächlich vom Vorliegen einer solchen
Sachlage ausgehen kann.
In den genannten Fällen muss sich die ärztliche Fach-
person vor einer Meldung nicht vom Berufsgeheimnis
entbinden lassen, vielmehr obliegt ihr die Pflicht zur
verantwortungsbewussten Abwägung der involvier-
ten Interessen. Ärztinnen und Ärzte können selbst
entscheiden, ob und wann eine Meldung an die Be-
hörde ergehen soll (18, 19). Sofern eine Kooperation
mit der Familie nicht möglich oder sinnvoll erscheint,
ist grundsätzlich eine möglichst frühzeitige Meldung
angezeigt. Es gilt zu verhindern, dass einer vorliegen-
den Gefährdung nicht mehr oder nur noch mit sehr
einschneidenden Massnahmen entgegengewirkt wer-
den kann. Bei Unsicherheit in Bezug auf den Zeit-
punkt oder die Angemessenheit einer Meldung ist es
auch möglich, mit der zuständigen KESB beziehungs-
weise Fachstelle Kontakt aufzunehmen und sich be-
züglich des weiteren Vorgehens beraten zu lassen.

Meldepflicht
für ärztliche Fachpersonen
Neben den beschriebenen Melderechten kann für
Ärztinnen und Ärzte unter Umständen auch eine Mel-
depflicht bestehen. So sind etwa Personen, die in
amtlicher Tätigkeit von der Hilfsbedürftigkeit einer
Person erfahren, zur Meldung verpflichtet (20). Dazu
gehören Angestellte sämtlicher Organisationseinhei-
ten der Verwaltung sowie Private, soweit sie öffentli-
che Aufgaben wahrnehmen. Das ist etwa der Fall bei
Mitarbeitenden eines öffentlichrechtlichen Spitals
oder kommunaler beziehungsweiser kantonaler Fach-
stellen (z.B. schulpsychologischer Dienst) (21, 22).
Die Kantone können hier weitergehende Meldepflich-
ten vorsehen. Der Kanton Appenzell Ausserrhoden
sieht etwa für alle Gesundheitsfachpersonen eine
Meldepflicht vor (23). Der Kanton Schwyz verpflichtet
alle Ärztinnen und Ärzte, eine Meldung zu machen,
sofern nicht mit anderen Massnahmen Abhilfe ge-
schafft werden kann (24). Die Kantone Zürich, Basel-
Stadt oder Bern sehen keine erweiterten Meldepflich-
ten für Ärztinnen und Ärzte vor. Für einen Überblick
über die kantonalen Gesetzgebungen siehe (22) und
(25) sowie die Motion 08.3790 der Nationalrätin
 Josiane Aubert, in der eine allgemeine Anzeigepflicht
mit gewissen Ausnahmen angeregt wird (26). Besteht
in Bezug auf die Meldepflicht Unsicherheit, können
die jeweiligen Kantonsärzte Auskunft geben.
Unklar ist, ob das Berufsgeheimnis auch in denjeni-
gen Fällen gilt, in denen eine gesetzliche Meldepflicht
besteht (22, 27–29). Um sicherzugehen, sollte die
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ärztliche Fachperson auch bei Bestehen einer gesetz-
lichen Meldepflicht nicht unbesehen die KESB kon-
taktieren: Liegt keiner der gesetzlich vorgesehenen
Notfälle vor ([30–32] oder ein kantonales Melderecht),
sollten sich die meldepflichtigen Ärztinnen und Ärzte
vor einer Meldung an die KESB vom Berufsgeheimnis
entbinden lassen (siehe oben). Die Verletzung der
Meldepflicht ist grundsätzlich nicht strafbar. Die Kan-
tone können für die von ihnen erlassenen Melde-
pflichten bei Nichtbefolgen jedoch Sanktionen und
disziplinarrechtliche Massnahmen oder Haftungsan-
sprüche vorsehen. Begeht die hilfsbedürftige Person
ein Delikt und hätte dies durch das gebotene Handeln
leicht verhindert werden können, kann die pflichtwid-
rig unterlassene Meldung allenfalls ein strafrechtli-
ches Unterlassungsdelikt darstellen (33).

Tipps für ärztliche Fachpersonen
Im Zusammenhang mit Meldungen durch ärztliche
Fachpersonen kommt in einem ersten Schritt der
möglichst präzisen Dokumentation der sichtbaren Be-
funde und Beobachtungen grosse Bedeutung zu. In
der Langzeitbetreuung eines Kindes und seiner Fami-
lie kommt es immer wieder vor, dass Ärztinnen und
Ärzten Aussagen und Befunde sonderbar erscheinen.
Im Moment kann zu wenig Grund bestehen, den Ver-
dacht auf eine Kindeswohlgefährdung auszuspre-
chen. Solche Befunde, Gedanken und Gefühle sollen
aber in der Patientendokumentation festgehalten wer-
den. Zudem kommt insbesondere bei der sexuellen
Ausbeutung, aber auch bei anderen Formen von
Kindsmisshandlung der Aussage des Kindes zentrale
Bedeutung zu. Äusserungen in diesem Zusammen-
hang sollen deshalb unverzüglich wortgetreu (in Dia-
lekt, nicht in Schriftdeutsch) in der Patientendoku-
mentation festgehalten werden. Anzugeben ist auch,
in welchem Kontext die Aussage gemacht wurde (z.B.
bei der Untersuchung des Abdomens oder der Geni-
talien) und in wessen Gegenwart (Mutter, Vater, Dritt-
person) (8).
Die Gefährdungsmeldung selbst ist an keine be-
stimmte Form geknüpft. Auch anonyme Meldungen
sind zulässig (34). Da in diesen Fällen keine Nachfra-
gen möglich sind, sind solche Meldungen allerdings
problematisch. Eine Gefährdungsmeldung sollte
schriftlich an die KESB am Wohnort, sofern nicht be-
kannt am Aufenthaltsort des jeweiligen Patienten er-
folgen (35). Wenn immer möglich sind das Kind
und/oder die Eltern über die Meldung zu informieren.
Vorbehalten sind Fälle, in denen eine Strafanzeige an-
gezeigt erscheint oder mit der Information über die
Meldung eine erhöhte Gefährdung des Kindes einher-
geht. Eine Gefährdungsmeldung sollte die Persona-
lien des Kindes, der Eltern beziehungsweise der sor-
geberechtigten Personen und der Meldenden sowie
eine möglichst präzise und sachliche Umschreibung
der Tatsachen und eigenen Beobachtungen enthalten
(siehe Merkblatt des Kantons Zürich, abrufbar unter
www.kesbzh.ch/sites/default/files/attachments/merk-
blatt_gefaehrdungsmeldung.pdf).
Für den eingangs dargelegten, fiktiven Sachverhalt
bedeutet dies Folgendes: Der Arzt von David unter-
steht grundsätzlich dem Berufsgeheimnis und müsste

sich vorerst von der kantonalen Gesundheitsbehörde
entbinden lassen oder die Einwilligung der Eltern von
David als seinen gesetzlichen Vertretern einholen,
sollte David in Bezug auf die Frage der Entbindung
vom Arztgeheimnis nicht urteilsfähig sein. Vorliegend
besteht jedoch der dringende Verdacht, dass David
geschlagen und somit an ihm eine strafbare Handlung
gemäss Art. 364 StGB begangen wurde. Die Pflicht
zur Entbindung vom Berufsgeheimnis entfällt in die-
sem Fall.
Ist der behandelnde Arzt unseres Fallbeispiels von ei-
nem öffentlichen Spital angestellt, bestünde für ihn
die Pflicht, seine Wahrnehmung weiterzuleiten. Sonst
liegt es im pflichtgemässen Ermessen des Arztes zu
entscheiden, ob er die KESB über die infrage ste-
hende Schutzbedürftigkeit informieren will oder nicht.
Möglicherweise fürchtet sich das Kind vor der Reak-
tion der Eltern, und behutsames Vorgehen ist ange-
zeigt. Wie erwähnt ist aber im Grundsatz ein mög-
lichst frühzeitiges Vorgehen sinnvoll, allenfalls nach
Absprache mit einer ärztlichen Kindesschutzgruppe
oder einer anderen auf Kindesschutz spezialisierten
Institution. Vorliegend wird nun also der Arzt der
KESB oder einer anderen zuständigen Fachstelle Mel-
dung machen.

Einleitung des Verfahrens
durch die KESB
Erfolgt eine Meldung, ist die KESB verpflichtet, das
Vorliegen einer Gefährdung zu prüfen und abzuklären,
ob ein Verfahren einzuleiten ist (36). Sofern die Mel-
dung nicht offensichtlich unbegründet und die KESB
örtlich zuständig ist, wird daraufhin ein Verfahren er-
öffnet. Bei dringendem Handlungsbedarf können vor-
sorglich Massnahmen beschlossen werden. Mit die-
sen wird die rechtliche Situation bis zum definitiven
Entscheid der KESB geregelt. Bei besonderer Dring-
lichkeit sind superprovisorische Entscheide möglich.
Diese ergehen ohne Anhörung der betroffenen Per-
son. David könnte beispielsweise vorsorglich fremd-
platziert werden. Ein Obhutsentzug ist allerdings nicht
zwingend die Folge einer Gefährdungsmeldung. Mil-
dere Massnahmen wie eine Weisung an die Eltern,
eine sozialpädagogische Familienbetreuung, eine Ent-
lastung durch Fremdbetreuung oder die Errichtung ei-
ner Erziehungsbeistandschaft sind in der Praxis häu-
fig gewählte Unterstützungsformen. Die KESB nimmt
bei Bedarf Kontakt mit der meldenden Person auf.
Diese hat aber grundsätzlich keinen Anspruch auf Be-
teiligung am Verfahren, sie muss daher auch nicht
über dessen Eröffnung informiert werden (37). Die
 Situation wird sodann von der KESB oder von einer
spezialisierten Stelle in ersten Gesprächen mit dem
gefährdeten Kind, den Eltern und weiteren Bezugs-
personen abgeklärt.
In einem weiteren Schritt erfolgt eine vertieftere Ab-
klärung des Sachverhaltes. Dabei wird bereits ver-
sucht, mit den Betroffenen Lösungen zu erarbeiten
und diese umzusetzen. Möglicherweise führen aber
auch Kontakte mit dem Kind und seinem Umfeld zu
keinem klaren Gesamtbild. Für eine adäquate Ein-
schätzung der Situation ergibt sich unter Umständen
die Notwendigkeit, vertiefte ärztliche Auskünfte ein-
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zuholen. Es stellt sich hier die Frage, inwiefern ärztli-
che Fachpersonen zur Mitwirkung verpflichtet sind.

Auskunftspflicht der 
ärztlichen Fachpersonen in 
einem Kindesschutzverfahren
Im vorliegenden Fall ist unklar, wie lange die vermute-
ten Misshandlungen von Roger bereits andauern. Die
KESB möchte nun in Erfahrung bringen, ob dem be-
handelnden Arzt bereits im Rahmen früherer Untersu-
chungen Hinweise betreffend eine allfällige Gefähr-
dung von David vorgelegen haben. Alternativ ist – in
Abweichung zum vorliegenden Sachverhalt – der Fall
denkbar, dass eine andere Person als der Arzt eine
Meldung an die KESB erstattet hat und die KESB nun
den behandelnden Arzt kontaktiert, um auch von sei-
ner Seite Informationen zu David und seinem Umfeld
zu erhalten.
Art. 448 Abs. 1 ZGB hält unter anderem fest, dass
Dritte zur Mitwirkung bei der Abklärung eines Sach-
verhaltes verpflichtet sind, wobei die KESB die zur
Wahrung schutzwürdiger Interessen erforderlichen
Anordnungen zu treffen hat. Diese Bestimmung kolli-
diert mit dem im Vorhergehenden erläuterten Arztge-
heimnis. Der Gesetzgeber hat sich auch in Bezug auf
die Mitwirkung von Ärztinnen und Ärzten für einen
Mittelweg zwischen einem uneingeschränkten Ge-
heimnisschutz und der vorbehaltlosen Mitwirkungs-
pflicht entschieden (38): Sie sind dann zur Mitwirkung
verpflichtet, wenn die geheimnisberechtigte Person
sie dazu ermächtigt oder die vorgesetzte Stelle sie auf
Gesuch hin vom Berufsgeheimnis entbunden hat (39).
Ein solches Gesuch kann die KESB stellen. Darüber
hinaus ist der Arzt, über den Wortlaut von Art. 448
Abs. 2 ZGB hinaus, berechtigt, selbst um Entbindung
vom Arztgeheimnis zu ersuchen (40).
In der Praxis zeigt sich, dass es in dringenden Fällen
nicht immer möglich ist, sich rechtzeitig vom Arztge-
heimnis entbinden zu lassen oder eine Einwilligung
des Patienten beziehungsweise des gesetzlichen Ver-
treters einzuholen. Auch in solchen Fällen ist die
KESB aber auf eine rechtzeitige Mitwirkung der Ärz-
tinnen und Ärzte im Verfahren angewiesen. Nach der
vorliegend vertretenen Ansicht sind weiterführende
Auskünfte gegenüber der KESB, gestützt auf die 
im Vorhergehenden vorgestellten Bestimmungen
([30–32] oder kantonale Melderechte) auch ohne Ent-
bindung vom Arztgeheimnis zulässig, sofern diese Ar-
tikel in der jeweiligen Situation zutreffen. Von ihrem
Wortlaut her haben diese Bestimmungen aber nur
eine Mitteilung an die KESB zum Gegenstand. Sie be-
fassen sich somit nicht explizit mit der Offenbarung
weiterführender Angaben, nachdem bereits eine Mit-
teilung erfolgt ist. Daher erscheint nicht gesichert, ob
die Gerichte in einem Streitfall der vorliegend vertre-
tenen Meinung folgen würden.
Wie bereits festgehalten, kann die KESB selbst bei der
zuständigen Stelle um Entbindung eines Arztes vom
Berufsgeheimnis ersuchen. Insbesondere in diesen
Konstellationen stellt sich die Frage, ob ein Arzt auch
gegen seinen Willen im Verfahren vor der KESB mit-
wirken muss (und nicht «lediglich» hierzu berechtigt
ist). Diese Frage ist im Grundsatz zu bejahen (41). Eine

Ausnahme wird in der Rechtslehre für den Fall erwo-
gen, dass das Geheimhaltungsinteresse von involvier-
ten Personen das Interesse an der Wahrheitsfindung
überwiegt (42). Dies kann allenfalls dann der Fall sein,
wenn zu befürchten ist, dass ein Patient durch Offen-
legung einer Krankheit psychisch schwerst belastet
werden würde.
Weitere Ausnahmen von der Mitwirkungspflicht kön-
nen sich aus dem jeweils anwendbaren kantonalen
Verfahrensrecht ergeben oder allenfalls ausnahms-
weise aus der verfahrensrechtlichen Stellung einer
Person.
Für den hier dargelegten Sachverhalt bedeutet dies
Folgendes: Damit der behandelnde Arzt im Kindes-
schutzverfahren über die Gefährdungsmeldung hin-
aus zur Auskunft berechtigt ist, kann er sich von den
Eltern Clara und Roger vom Arztgeheimnis entbinden
lassen, sofern diese Inhaber der elterlichen Sorge sind
und anzunehmen ist, dass David in Bezug auf die
Frage der Entbindung vom Arztgeheimnis nicht ur-
teilsfähig ist. Alternativ besteht für den Arzt die Mög-
lichkeit, um Entbindung vom Berufsgeheimnis zu er-
suchen. Nach der vorliegend vertretenen Auffassung
dürfte der Arzt zudem die KESB auch ohne Einwilli-
gung der Eltern von David oder Entbindung vom Be-
rufsgeheimnis weiterführende Auskünfte erteilen.
Dies, weil der dringende Verdacht vorliegt, dass David
geschlagen und somit an ihm eine strafbare Handlung
gemäss Art. 364 StGB begangen wurde. Sollte der
Arzt nicht mit der KESB zusammenarbeiten wollen,
könnte diese die zuständige Stelle um Entbindung des
Arztes vom Berufsgeheimnis ersuchen. Sofern die-
sem Ersuchen entsprochen wird, müsste der Arzt im
Grundsatz auch gegen seinen Willen der KESB Aus-
kunft erteilen.

Abschluss des Verfahrens
Nach Abschluss sämtlicher Abklärungen hat die KESB
darüber zu entscheiden, ob definitiv eine Kindes-
schutzmassnahme angeordnet beziehungsweise wel-
che Kindesschutzmassnahme angeordnet werden
soll. Vor ihrer Entscheidfindung hat die KESB die am
Verfahren beteiligten Personen anzuhören. Gemäss
bundesgerichtlicher Rechtsprechung können dabei
Kinder im Sinne einer Richtschnur ab dem vollende-
ten 6. Altersjahr angehört werden (43). Ihren Ent-
scheid begründet die KESB schriftlich.
Im vorliegenden Fall entscheidet die KESB nach An-
hörung von David sowie den Eltern Clara und Roger,
ob beziehungsweise welche Kindesschutzmassnah-
men angeordnet werden müssen. Zu betonen ist,
dass es nicht die einzig «richtige» Kindesschutzmass-
nahme gibt. Auch bei einer körperlichen Misshand-
lung eines Kindes wird nur dann eine Aufhebung der
elterlichen Obhut angeordnet, wenn das Kindeswohl
nicht mit weniger starken Massnahmen geschützt
werden kann. Zudem ist in der Regel auf die Anord-
nung von Kindesschutzmassnahmen zu verzichten,
wenn Eltern auf freiwilliger Basis bereit sind, die er-
forderliche Unterstützung zur Abwendung einer Kin-
deswohlgefährdung anzunehmen.
Gegen die Entscheide der KESB können hierfür legiti-
mierte Personen eine Beschwerde an das zuständige
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kantonale Gericht richten. Zu diesem Personenkreis
zählen die betroffenen Personen, aber nicht automa-
tisch die ärztlichen Fachpersonen. Im Grundsatz sind
diese nur dann zur Erhebung einer Beschwerde legiti-
miert, wenn sie selbst als nahestehende Person eines
minderjährigen Patienten oder seiner Eltern einzustu-
fen sind (44). Falls von der KESB beziehungsweise
von der Beschwerdeinstanz nichts Gegenteiliges an-
geordnet wird, hat die angeordnete Kindesschutz-
massnahme während der Dauer des Beschwerdever-
fahrens in aller Regel noch keine Rechtswirkung.
Gegen den Entscheid der kantonalen Beschwerdein-
stanz kann Beschwerde in Zivilsachen an das Bundes-
gericht erhoben werden. 
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